
Betreff: Beihilfe der Bundesregierung zum Iran-Krieg 
An die Erstatter*innen von Anzeigen an den Generalbundesanwalt (GBA) und 
die Unterzeichner*innen der Petition gegen Hoheitsgebietsnutzung für Angriffskriege  
 
Liebe Freundinnen und Freunde, 
wir möchten Euch kurz zum Stand der Dinge informieren. Beim GBA wurden insgesamt 
ca. 63 Anzeigen - per Beitritt an die Erstanzeige von Martin Singe oder per Formulierung 
eines eigenen Anzeigentextes – erstattet. Danke für diese Solidarität! Allerdings hat der 
GBA bis heute in keiner Weise reagiert. Das ist ungewöhnlich, in ähnlichen Fällen kamen 
Antworten zu einer Einstellung des Verfahrens wegen nicht hinreichenden Anfangsver-
dachtes. Aus diesem Grund hat Martin Singe nun eine Dienstaufsichtsbeschwerde an 
die Justizministerin erhoben. Den Wortlaut hängen wir an. Auch darauf gibt es bis heute 
keine Reaktion. 
Die Petition wurde in mehreren Sendungen an den Bundestags-Ausschuss eingereicht 
und der Eingang bestätigt. Insgesamt sind über uns 362 Unterschriften übermittelt wor-
den. Eine Entscheidung kann sich lange hinziehen. Vor Herbst ist kein Ergebnis zu erwar-
ten. Wir schließen das Sammeln von Unterschriften zu dieser Petition hiermit ab. 
Es bleibt notwendig, politisch an dem Thema weiterzuarbeiten und Druck auf die Parla-
mentarier/innen zu entfalten, fortgesetzte Beihilfen zu völkerrechtswidrigen Kriegen ein-
deutiger gesetzlich zu unterbinden. Dass die Bundesregierung ihre öffentlich zugesagte 
Prüfung zur Völkerrechtskonformität oder Völkerrechtswidrigkeit des Krieges gegen den 
Iran bis heute nicht abgeschlossen hat, ist ein Skandal. Bündnissolidarität rangiert deut-
lich vor Völkerrechtsbeachtung. Das dürfen wir nicht hinnehmen. 
Wir haben zwischenzeitlich einen Aufruf zu Aktionen in Büchel am 10.10. und Nörvenich 
am 17.10. gegen das Atomkriegsmanöver „Steadfast Noon“ der NATO im Oktober ver-
breitet. Wir suchen weiterhin Unterzeichnende und Spenden! Falls jemand den Aufruf 
nicht erhalten hat und die Zusendung wünscht, bitte gerne melden. 
Am 8. Juli jährt sich das Gutachten des IGH zu Atomwaffen zum 30. Mal. Ein Anlass, am 
Flaggentag der Mayors for Peace in Eurer Stadt mitzuwirken oder eine Aktion zu starten. 
Siehe https://www.atomwaffenfrei.de/flagge-zeigen-fuer-atomare-abruestung/ 
Auch hier verstößt die Bundesregierung permanent gegen das Gutachten von 1996 im 
Kontext des Nichtverbreitungsvertrages, der auch den mittelbaren Besitz von Atomwaf-
fen durch Nicht-Atomwaffenstaaten verbietet. Außerdem charakterisiert das Justizmi-
nisterium jede Verwendung von Atomwaffen als Kriegsverbrechen. Verbrechen dürfen 
aber auch nicht – wie im Manöver – trainiert werden. 
Gute Wünsche für Eure Friedensarbeit vor Ort – mit besten Grüßen!  
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